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Rückblick auf die 51. Legislatur: Rechtsordnung

Autorinnen: Karin Frick und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Zu Beginn der Legislatur stand insbesondere die Stärkung der Terrorismusbekämpfung
in der Schweiz im Zentrum des Themenbereichs «Rechtsordnung». Dabei setzte der
Bundesrat die Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung mittels drei Projekten
um: Das Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe soll den bisher
im Vergleich zur EU einfacheren Kauf von chemischen Substanzen, die zur Herstellung
von Sprengstoff verwendet werden können, erschweren. Durch die Verstärkung des
strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in
Umsetzung des Europarat-Übereinkommens zur Verhütung des Terrorismus sollen
bereits Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar gemacht
werden. Und das an der Urne angenommene Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (PMT) soll der Polizei zusätzliche
Instrumente gegen terroristische Gefährderinnen und Gefährder liefern, unter
anderem indem verdächtige Personen in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt
werden.

Während sicherheitspolitische Argumente gemäss Nachabstimmungsbefragung zum
Terrorismusgesetz an der Volksabstimmung von zentraler Bedeutung waren, spielten sie
bei der Annahme der Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot» im März 2021 eine eher
untergeordnete Rolle. Als Hauptargument zur Annahme der Initiative, die ein Verbot der
Gesichtsverhüllung im öffentlichen Raum und an öffentlich zugänglichen Orten
beinhaltete, wurde der Schutz der Schweizer Werte und Kultur genannt. Der
bundesrätliche Gesetzesvorschlag zur Umsetzung der Initiative befand sich Ende der
Legislatur noch in parlamentarischer Beratung. 

Auch zu Beginn der Legislatur abgeschlossen werden konnte die Totalrevision des
Datenschutzgesetzes, wobei vor allem die Voraussetzungen, unter denen das
sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist, umstritten waren. Im Juni 2021 lehnten die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zudem die Einführung einer E-ID ab, wobei nicht
in erster Linie die E-ID an sich, sondern deren Herausgabe durch private Anbieter
anstelle des Staates kritisiert wurde.

Das grösste Gesetzgebungsprojekt im Themenbereich «Rechtsordnung» war die
Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue
Sanktionenrecht – tatsächlich widmete das Parlament in dieser Legislatur keiner
anderen Vorlage mehr Diskussionszeit (gemessen an der Anzahl Wörter). Damit sollten
die aus den 1940er-Jahren stammenden Strafen mit den heutigen Werthaltungen in
Einklang gebracht und deren Verhältnis zueinander neu ausgelotet werden. Diskutiert
wurde dabei insbesondere über eine Verschärfung der Strafen für Gewalt gegen
Behörden und Beamte sowie über die Revision des Sexualstrafrechts, welche aber
aufgrund des grossen Besprechungsbedarfs in einen eigenen Entwurf ausgelagert
wurde. Dabei entschied sich das Parlament nach langen Diskussionen, die auch in der
Gesellschaft und den Medien widerhallten, gegen eine neue «Nur-Ja-heisst-Ja»-
Regelung, die Vergewaltigung zukünftig als sexuelle Handlungen ohne Einwilligung des
Opfers definiert hätte. Stattdessen ergänzte es die sogenannte «Nein-heisst-Nein»-
Regelung dahingehend, dass auch ein allfälliger Schockzustand des Opfers erfasst wird.
Nach der neuen Definition wird bei einer Vergewaltigung nicht mehr vorausgesetzt,
dass das Opfer zur sexuellen Handlung genötigt wurde. Zudem können künftig nicht
mehr nur Frauen als Opfer einer Vergewaltigung anerkannt werden.

Ausführlich debattiert wurde auch die Revision der Strafprozessordnung (StPO).
Nachdem das Parlament – nach einem Urteil des EGMR – kurzfristig bereits eine
Gesetzeslücke bei der Sicherheitshaft geschlossen hatte, befasste es sich mit
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problematischen Aspekten der Strafprozessordnung, um die Praxistauglichkeit
bestimmter Bestimmungen zu verbessern. Im Hauptstreitpunkt, wonach Beschuldigte
zukünftig nicht mehr bei allen Einvernahmen anderer Personen anwesend sein sollten,
damit es nicht zu Absprachen kommt, lehnte das Parlament nach langen Diskussionen
eine Änderung des Status quo ab. 

Schliesslich stand neben dem Strafrecht auch das Zivilrecht im Mittelpunkt des
Interesses, als in der Zivilprozessordnung der Zugang zum Gericht erleichtert und die
Rechtssicherheit verbessert werden sollte. Die Aufmerksamkeit galt aber vielmehr einer
vom Parlament verschärften Regelung, welche eine Verhinderung des Erscheinens von
Medienartikeln durch eine superprovisorische Verfügung einfacher möglich machte
(siehe auch Legislaturrückblick «Médias»). 

Für mediale Aufmerksamkeit sorgten während der 51. Legislatur auch immer wieder
Demonstrationen gegen im Zuge der Covid-19-Pandemie beschlossene Massnahmen.
Diese verstärkten sich im Laufe des Jahres 2021 und erreichten nach Einführung der
Zertifikatspflicht gegen Ende des Jahres 2021 ihren Höhepunkt. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass das Bundeshaus aufgrund befürchteter Ausschreitungen
am Abstimmungssonntag zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes von der Polizei
grossräumig abgeriegelt wurde – eine weitere Eskalation blieb jedoch aus.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022
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